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Der Vo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom Ho März 1969 un­
ter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr» Augustin 
und der Bundesrichter Dr» Rothe«, Dr» Freitag, 
Offterdinger und Dr0 Grell

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das 
Urteil des 4« Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Celle vom 8. März 1966 auf­
gehoben»

Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen, dem auch die 
Entscheidung über die Kosten der Revi­
sion übertragen wird»

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Auf dem Hausgrundstück des Beklagten in H 
PflBHI^straße  ̂ p i s t  am 3» Dezember 1962 für den 
Kläger eine "Sicherungshypothek für eine unverzinsli­
che Forderung von 15 000 DMU eingetragen worden« Hach 
der notariell beglaubigten Eintragungsbewilligung vom 
6o Hovember 1962, auf die in dem Eintragungsvermerk im 
übrigen Bezug genommen und die von Frau ?a|^p geb« Pflfr 

einer Tochter des Beklagten, als Generalbevoll-
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mächtigte ihres Vaters abgegeben worden ist, sollte 
die Sicherungshypothek für Forderungen aus Geschäfts­
verbindung eingetragen worden» Diese vier Worte "für 
Forderungen aus Geschäftsverbindung" sind von dem Uo- 
tar nachträglich handschriftlich eingefügt worden, 
nachdem das Grundbuchamt beanstandet hatte, es fehle 
die Beseichnung der Forderung»

In der Eintragungsbewilligung heißt es weiter:

"Nicht zur Eintragung in das Grundbuch bestimmt 
ist folgendes: Die Sicherungohypothek wird aus­
schließlich auf Grund der Ziffer 6 des zwischen 
der Unterzeichneten, deren Ehemann und dem Be­
rechtigten abgeschlossenen Vertrages vom 5» No­
vember 1962 bestellt"»

Dieser (privatschriftliche) Vertrag, der nicht 
zu den Grundakten eingereicht worden ist und bei des­
sen Abschluß der Ehemann Ps^ppim eigenen Namen und 
auch in Generalvollmacht für seine Ehefrau gehandelt 
hatte, enthält Vereinbarungen der .uaeleute Pa^ppei- 
nerseits und des Klägers andererseits über die Heraus­
gabe einer Zeitschrift für Autobahnbenutzer, bei der 
dem Kläger die verlegerischen Aufgaben und dem Ehemann 
Pagppdic Schriftleitung und die Anzeigenwerbung zu­
fallen sollten» In Nr» 6 des Vertrages heißt es:

"Das Geschäftsrisiko, wird geteilt. Herr __ 
(Kläger) übernimmt die Finanzierung, soba.Frau F a ^ p  eine unwiderrufliche hypothekarische 
Grundschuld zu Gunsten des Herr JflHHpin Höhe 
von 15 000 DM zu Lasten des Grundstücks

PflHlHBlGtraßepK eingetragen auf;cr) oHeinrich 
hat s o o o'
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Mit Schreiben vom 28» Januar 1963 hat der Ehe­
mann P a ^ ^  gegenüber dem Kläger beanstandet , daß die­
ser trots Eintragung der Hypothek von 15 000 DM bis­
her erst 6 000 DM zur Verfügung gestellt habe»

nachdem es zur Herausgabe der Zeitschrift nicht 
gekommen und der Kläger von dem Vertrag zurückgetre­
ten war, erwirkte der Kläger ein rechtskräftig gewor­
denes Versäumnisurteil vom 13» Pebruar 1964? durch das 
die Eheleute Pa^|^als Gesamtschuldner verurteilt wor­
den sind, an den Kläger 12 186,42 DM nebst Sinsen zu 
zahlen»

Y/cgen dieser Urteilsforderung sowie Kostenforde­
rungen in Höhe von 2 681,09 DM und Sinsforderungen in 
Höhe von 1 500 DM nimmt der Kläger den Eeklagten auf 
Duldung der Zwangsvollstreckung aus der Sicherungshypo- 
thok in Anspruch»

Er hat Aufrechterhaltung des Vollstreckungsbefehls 
vom 16» Juli 1963 beantragt, durch den dem Beklagten 
aufgegeben worden ist, wegen eines Anspruchs auf Zah­
lung von 15 000 DM die Zwangsvollstreckung aus der Si­
cherungshypothek zu dulden.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage unter Auf­
hebung dc3 Vollstreckungsbefehls abzuweioen.

Er hat u.a. eingewendet, die Sicherungshypothek 
sei nicht wirksam entstanden, weil die Eintragungsbe- 
willigung keine Erklärung dahin enthalte, daß die Si-
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cherungshypothek zur Sicherung von Ansprüchen des Klä­
gers aus Geschäftsverbindung mit den Eheleuten 
eingetragen werden solle»

Die Klage blieb in den Vorinstanzen ohne Erfolg*

:*it der von dem Oberlandesgericht zugela38enen Re­
vision verfolgt der Kläger seinen Klageantrag weitere 
Der Beklagte beantragt Zurückweisung des Rechtsmittels a

1o Das Berufungsgericht ist unter Bezugnahme auf 
OLG Hamm (J\7 1935p 2921) und BGB RGRE (11. Aufl„ § 1115 
Annio 25) der Auffassung, daß eine Hypothek gemäß § 873 
Abs» 1 BGB dann nicht entsteht, v/enn in Beziehung auf 
die Person des Schuldners der zu sichernden Forderung 
Einigung und Eintragung im Grundbuch nicht übereinstim­
mend Der nach seiner Auffassung gegenteiligen Ansicht 
des Rciclisgcrichts (Gruchot 58, 1033) und des überwie­
genden Teils de3 Schrifttums (vgl« Palandt BGB 25® Aufl»
§ 1115 Ann» 3; Meikel/lrahof/Riedel Grundbuchrecht 6oAuf-l» 
§ 3 GBO Ann0 340), wonach die unrichtige Bezeichnung 
des Schuldners niemals als Nichtigkeitsgrund in Be­
tracht komme, sondern nur eine Unrichtigkeit des Grund­
buchs herbeiführe, vermochte das Berufungsgericht mit 
der Begründung nicht zu folgen, sie lasse außer acht, 
daß wegen der Wesensart der Hypothek, die durch die en­
ge Verbindung zwischen Hypothek und Forderung gekenn-
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zeichnet sei, die Bestimmung der Forderung den Erfor- 
dernissen des § 873 Abs» 1 BGB entsprechen müsse *

In Anwendung dieser Grundsätze erachtet das Be­
rufungsgericht die zugunsten des Klägers eingetrage­
ne Sicherungshypothek als nicht entstanden, weil die 
Eintragung im Grundbuch mangels einer abweichenden 
Angabe des persönlichen Schuldners auf den Grundstücks­
eigentümer und damit auf den Beklagten als Schuldner 
hinweiso, nach der Einigung die Sicherungshypothek 
aber Forderungen aus der Geschäftsverbindung des Klä­
gers mit den Eheleuten Pa^^habe sichern sollen. Den 
Unotand, daß nach dem Inhalt der die Eintragungsbev/il- 
ligung enthaltenden Urkunde vom 6. November 1962. die 
Sicherungshypothek ausschließlich auf Grund der Ziffer 6 
des zwischen den Eheleuten PaflDund dem Kläger abge­
schlossenen Vertrags vom 5» November 1962 bestellt wer­
de, hat das Berufungsgericht mit der Begründung keine 
Bedeutung beigenessen, dieser Teil der Urkunde vom 
6o November 1962 gehöre nach dem ihm vorausgehenden 
Satz ’‘Nicht 2ur Eintragung in das Grundbuch bestimmt 
ist folgendes:'1 nicht zur Eintragungsbev/illigung. Aber 
auch aus dem gesamten Inhalt der Urkunde vom 6. Novem­
ber 1962 vermochte das Berufungsgericht nicht zu ent­
nehmen, daß ein anderer als der Grundstückseigentü­
mer Schuldner der gesicherten Forderung sei. Zur Be­
gründung führt es aus, da die Ehefrau eingangs
der Urkunde vom 6. November 1962 darauf verweise, als 
Generalbevollmächtigte des Grundstückseigentümers zu 
handeln und an Schluß nicht erwähne, den Vertrag vom 
5. November 1962 im eigenen Namen geschlossen zu haben,



müsse sich einem unbeteiligten Dritten als näehst- 
licgende Möglichkeit aufdrängen, daß Frau auch
jenen Vertrag auf Grund der Generalvollmacht als Ver­
treterin des Grundstückseigentümers geschlossen habe*

2 c Eines Eingehens auf die von dem Berufungsge­
richt aufgeworfenen Rechtsfragen bedarf es nicht, 
v/eil das angefochtene Urteil schon aus folgenden Grün­
den leeinen Bestand haben kanns

Da das Revisionsgericht Grundbucheintragungen 
so wie die darin in Bezug genommenen Eintragungsbewil- 
ligungen selbständig würdigen und auslegen kann (Ur­
teil des Senats vom 23° Mai 1962, V ZR 123/60, BGHZ 37? 
147, 148/149), ist der Senat an die Auslegung der die 
Eintragungsbewilligung enthaltenden Urkunde vom 6« ITo- 
vcmber 1962 durch das Berufungsgericht nicht gebunden«, 
Unter Berücksichtigung des Grundsatzes, daß bei der Aus­
legung einer Eintragungsbewilligung auf ihren Y/ortlaut 
und Sinn abgestellt werden muß, wie er sich für einen 
unbefangenen Betrachter als nächstliegende Bedeutung 
des Eingetragenen ergibt (Urteile des Senats vom 10»Mai 
1961, V ZR 34/60, LH § 1018 BGB Nr„ 5 und vom 2, Dezem­
ber 1965, V ZR 173/62, LS § 1018 BGB Nr. 11), vermag 
der Senat dem Berufungsgericht zunächst darin nicht zu 
folgen, daß der Passus, die Hypothek werde ausschließ­
lich auf Grund der Ziffer 6 des zwischen Prau 
deren Ehemann und dem Kläger abgeschlossenen Vertrags 
vom 5> November 1962 bestellt, nicht zur Eintragungsbe- 
willigung gehöre» So lautet nämlich der diesem Passus 
unmittelbar vorausgehende Satz nicht» Er besagt viel-



mehr nach seinen Wortlaut, daß der nachfolgende Pas­
sus nicht zur Eintragung in das Grundbuch bestimmt 
ist, also nicht in das Grundbuch selbst eingetragen 
werden soll, nicht aber, daß er nicht zur Eintra- 
gung3bewilligung gehört; das gilt jedenfalls, so­
weit cs um den Schuldner der zu sichernden Forde­
rung geht»

Ist aber der Passus, daß die Sicherungshypothek 
ausschließlich auf Grund der Ziffer 6 des zwischen 
Frau Pa(0, deren Ehemann und dem Kläger abgeschlos­
senen Vertrags vom 5» November 1962 bestellt werde, 
Bestandteil der Eintragungsbewilligung, dann kann dem 
Berufungsgericht weiter darin nicht gefolgt werden, 
daß auch aus dem gesamten Inhalt der Urkunde vom 6 »No 
vem.ber 1962 sich nicht entnehmen lasse, daß ein ande­
rer als der Grundstückseigentümer Schuldner der gesi­
cherten Forderung sei» Die von dem Berufungsgericht 
hierfür gegebene Begründung, mit Rücksicht darauf, 
daß Frau P a ^ p  eingangs der Urkunde vom 6» November 
1962 darauf verweise, als Generalbevollmächtigte des 
Grundstückseigentümers zu handeln und am Schluß nicht 
erwähne, den Vertrag vom 5» November 1962 im eigenen 
Namen geschlossen zu haben, müsse sich einem unbetei­
ligten Dritten als naheliegende Möglichkeit aufdrän­
gen, daß Frau P a ^ p  auch diesen Vertrag als General­
bevollmächtigte des Grundstückseigentümers abgeschlos 
son habe, findet in dem Wortlaut der gesamten Eintra- 
gungsbowilligung keine Stütze<, Gerade aus dem Umstand 
daß Frau Pa^^pnur eingangs der Urkunde vom 6„ Novem­
ber 1962, nämlich nur bei der Bewilligung und Beantra
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gung der Eintragung der Sicherungshypothek; also bei 
der Eintragungsbewilligung im engeren Sinne, auf die 
Generalvollmacht ihres Vaters hinweist, ist aus dem 
V/ortlaut der Urkunde vom 6= November 1962 das Gegen­
teil, nämlich der Abschluß des Vertrags vom 5«. No­
vember 1962 durch Frau F a ^ p  im eigenen Namen zu ent­
nehmen, Hinzu kommt, daß, wie von der Revision zutref­
fend hervorgehoben wird, der Vertrag vom 5 = November 
1962 auch von dem Ehemann P a p p  als weiterem Vertrags- 
gegnor des Klägers geschlossen worden ist, der Ehe­
mann P a ^ D  aber unbestritten keine Vollmacht des Grund­
stückseigentümers gehabt hat»

Eei dieser Sachlage ergibt sich aus Wortlaut und 
Sinn der Eintragungsbewilligung für einen unbefangenen 
Betrachter als nächstliegende Bedeutung der eingetra­
genen Sicherungshypothek, daß sie der Sicherung von 
Forderungen des Klägers aus Geschäftsverbindung mit 
den Eheleuten P a p p  dienen sollte,

3, Das angefochtene Urteil kann somit keinen Be­
stand haben. Der Rechtsstreit ist aber noch nicht zur 
Entscheidung im Sinne der Klage reif, weil zunächst die 
übrigen Einwendungen des Beklagten, mit denen insbeson­
dere die fehlende Valutierung der Sicherungshypothek 
behauptet wird, noch der tatrichterlichen Würdigung 
bedürfen.

Auch aus einem anderen Grund stellt sich die Ent­
scheidung des Berufungsgerichts nicht als richtig dar 
(§ 563 ZPO). Die Hevisionserwiderung macht zwar in die-
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gor Hinsicht geltend, die Bewilligung der Sicherungs­
hypothek durch Frau Pa^psci deshalb unwirksam, weil 
die Hypothek der Sicherung einer gegen Frau P a ^ p  be­
stehenden oder entstehenden Forderung diene und Frau 
Papl^in der Generalvollmacht nicht von den Beschrän­
kungen des § 101 BGB befreit worden sei» Hierbei wird 
jedoch von der Revisionserwiderung übersehen., daß die 
Generalvollmacht die Befreiung von den Beschränkungen 
des § 181 BGB enthält»

Bas angcfochtenc Urteil war somit aufzuheben und 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
an das Berufungsgericht zurückzuvorwcisen» Diesem war 
auch die Entscheidung über die Kosten der Revision zu 
übertragen»

Dr» Augustin Rothe Dr» Freitag

Bundesrichter 
Offterdinger ist orts- 
abwesend und deshalb 
an der Unterzeichnung 
verhindert

Dr» Augustin Dr» Grell
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